Planteil A - Planzeichenerklarung
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I. Planrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (s 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNvO)

Allgemeines Wohngebiet (s 4 Baunvo)

2. Mal} der baulichen Nutzung (s 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNvO)

0,4 maximal zuldssige Grundflachenzahl (GRZ)

Il maximal zulassige Zahl der Vollgeschosse

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (s 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22-23 BauNvO)

o} offene Bauweise
Einzel- und Doppelhauser zulassig
-] Baugrenze

4. Malknahmen und Flachen fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (s 5 abs. 2 Nr. 10 BaucB)
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Flache zum Anpflanzen von Gehdlzen (s 9 abs. 1 Nr. 25 Bst. a BauGB)

5. sonstige Planzeichen
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Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (s 9 abs. 1 nr. 21 Baucs)

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs (s 9 Abs. 7 Baucs)

Il. Darstellung ohne Normencharakter

Art der | Zahl der
baulichen | Vollgeschosse
Nutzung

GRz

Erlauterung der Nutzungsschablone

Bauweise

/—-3.00m Bemalung

Flursticksnummer

Flursticksgrenze

bauliche Anlagen im Bestand

Name der Stralle

Name der Gemarkung

Hoffmann, Burgermeister

I | |
5 10 15 25 50 m
Verfahrensvermerke
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Ldbnitz hat gemall § 2 Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung am 31.08.2020 die Aufstellung des 6. Die Ubereinstimmung der Bestandsangaben mit dem Liegenschaftskataster wird bestatigt.
Bebauungsplanes Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben" in Lébnitz beschlossen (Beschluss-Nr.: 35/2020). Die Bekanntmachung Eilenburg, den
des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Veroffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Lébnitz Nr. 8/2020 am 18.09.2020. T
Lébnitz. d Landratsamt Landkreis Nordsachsen
Obnitz, den ................. Vermessungsamt
Hoffmann, Bargermeister
7. Der Bebauungsplan Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen
2. Der Gemeinderat hat am .................... den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben" in Lébnitz mit I;::Eshekt)zsusr;%en (Teil B) und der Begriindung, wurde gemaf § 10 Abs. 1 BauGB am ................... vom Gemeinderat als Satzung
Begrindung gebilligt und zur Auslegung bestimmt. ’
Lébnitz, den ................ LObnltZ, den .....................................................
Fiofimann, Birgermeister Hoffmann, Brgermester
8. Die Genehmigung der Satzung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen
3. Die von der Planung beriihrten Behérden und Tréger dffentlicher Belange und die benachbarten Gemeinden sind gemaR § 4 (Teil B) und der Begriindung, wurde mit Verfligung des Landkreises Nordsachsen vom ......................... mit AZ: ............... erteilt.
Abs. 2 BauGB mit dem Schreiben vom ....................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. Eilenburg, den ............
Lobnitz, den .............. Landratsamt Landkreis Nordsachsen
Hoffmann, Biirgermeister 9. Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben", bestehend aus der Planzeichnung VOMm ..............c.c.co......
und den textlichen Festsetzungen auf der Planzeichnung, wird hiermit ausgefertigt.
4. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den LSbnitz. den
textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie die Begrindung haben in der Zeit vom ................ bis .o (einschl.) in der T
Gemeindeverwaltung Lébnitz, Parkstrale 15, 04509 Lobnitz wahrend der Dienststunden offentlich ausgelegen. Die o6ffentliche HoffmannBurgermelster
Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen abgegeben werden kénnen, durch Veroéffentlichung im Amtsblatt der ’
Gemeinde Lébnitzam ..................... rechtzeitig ortsublich bekannt gemacht.
LSbni 10. Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplanes Nr. 19 "Wohnen am Zschernegraben" sowie die Stelle, bei der der Plan
obnitz, den ................ wahrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und Uber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden durch
Hff """""" é'.: """""" . "t die Veroffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Lobnitz am .................... ortstblich bekannt gemacht.
offmann, Burgermeister In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Méngeln der
Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erlédschen von
5. Der Gemeinderat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Birger sowie die Stellungnahmen der Trager offentlicher E?;sggg%lg;r;gts:rr:‘spruchen (§n4ér5f?lace;tl?:()etglggeW|esen worden.
Belange in seiner Sitzungam ....................... gepruft und die Abwagung durchgefiihrt. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 77 7= ey '
. Lobnitz, den .................
Loébnitz, den .................

Hoffmann, Burgermeister

Teil B (Textliche Festsetzungen)
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Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB und § 4 BauNVO)

GemalR § 4 BauNVO ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.

Auf den Flachen des allgemeinen Wohngebietes sind Wohngebaude und Nutzungen gemall § 4 Abs. 2 BauNVO zulassig.
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe und Anlagen fur Verwaltungen kénnen geman
§ 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden. Unzuldssig sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen.

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB, §§ 16-20 BauNVO)

Grundflachenzahl (GRZ) (§§ 16, 17 und 19 BauNVvO)

Im WA ist die Grundflaichenzahl (GRZ) mit 0,4 festgesetzt. Eine Uberschreitung der Grundflichenzahl im Sinne des
§ 19 Abs. 4 BauNVO ist nicht zulassig.

Geschossigkeit (§ 16 und § 20 Abs. 1 BauNVO)
Die zulassige Zahl der Vollgeschosse ist im WA auf maximal 3 begrenzt.

Bauweise, liberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und § 23 Abs. 1 BauNVO)

Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)
Die Bauweise wird als offene Bauweise festgesetzt. Es sind Einzel- und Doppelhduser zulassig.

Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 23 Abs. 2 und 3 BauNVO)

Die uberbaubare Grundstucksflache ist gemal Planeinschrieb durch die Festsetzung einer Baugrenze bestimmt. Ein Vortreten
von einzelnen Gebaudeteilen ist in geringfugigem Ausmal zulassig. Die Errichtung von Nebenanlagen gemafl § 14 BauNVO
aullerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflache ist zulassig.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Gemal} Planeinschrieb wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (GFL) zugunsten der Anlieger und Leitungstrager festgesetzt.
Innerhalb der mit dem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastenden Flache ist ein standiger Zugang durch die Berechtigten zu

gewabhrleisten.

MaBfRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft fir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

M1: Streuobstwiese

Anlage einer Streuobstwiese aus mind. 10 einheimischen Obstgehdlzen mit einem Anteil von 60 bis 80 Prozent Apfel, erganzt
um wahlweise Birnen-, Pflaumen-, Kirsch- und Wildobstsorten.

Die Baume sind mit einer Qualitat als Hochstamm 3xv, mDb, StU 14-16 cm sowie mit einem Pflanzabstand von etwa 15 m auf
der Flache verteilt anzulegen. Pro Baum wird fiir die ersten finf Jahre mindestens ein Anbindepfahl bendétigt, dessen Lange sich
nach der Hohe der Baume richtet. Der Pfahl sollte knapp unterhalb des Kronenansatzes enden und auf der Seite der
vorherrschenden Windrichtung (hier West) eingesetzt werden. Die Grubenabmessung sollte doppelt so gro} sein wie der
Wurzelballen. Die Veredlungsstelle sollte etwa 10 cm dber dem Boden liegen. Die Geholze sind ggf. mit einem
Wildverbissschutz zu sichern. Zum Schutz vor Wihlmausen kann auch ein Wuhlmauskorb angebracht werden.

Zwischen den gepflanzten Baumen soll eine Begriinung mit Grasern als artenreiche Blihwiese erfolgen. Zu empfehlen ist eine
50/50 Blihmischung aus Grasern und Blumen. Die Wiese sollte zweimal jahrlich (2. Junihalfte, Ende August) gemaht werden.
Das Mahdgut ist direkt zu beraumen. Es ist eine einjahrige Fertigstellungspflege und eine zweijahrige Entwicklungspflege fiir die
Streuobstwiese vorzusehen.

M2: Entwicklung einer Baumreihe im Plangebiet

Innerhalb des Plangebietes ist entlang der westlichen Plangebietsgrenze eine Baumreihe mit mindestens 25 Gehdlzen zu
pflanzen. Dabei sind kleinkronige, hochstammige Laubbaume mit StU 14-16 cm zu wahlen. Geeignete Arten sind Tab. 4 der
Begriindung zu entnehmen. Es ist eine einjahrige Fertigstellungspflege und eine zweijahrige Entwicklungspflege vorzusehen.

M3: Gestaltung von Abstandsflachen und Privatgarten

Alle Ubrigen nicht bebaubaren Flachen sind durch Rasen, Staudenbeete oder Bodendeckende Stauden zu begrinen. Auf
flachige vegetationslose Stein,- Schotter- und Kiesbeete ist zu verzichten.

Hinweise und nachrichtliche Ubernahmen

V1: Vermeidung von Schallemissionen

Im Fall von BaumalRlnahmen im Plangebiet, z.B. der Errichtung von Gebauden, ist aufgrund der angrenzenden Wohnnutzung
auf eine moglichst larmemissionsarme Bauweise zu achten. Zudem ist wahrend der Bauarbeiten die Verwaltungsvorschrift zum
Schutz gegen Baularm - Gerauschimmissionen zu beachten (Vorgabe der zulassigen Larmimmissionswerte entsprechend der
vorhandenen Gebietsnutzung, Festlegung des Nachtzeitraumes von 20.00 bis 7.00 Uhr).

Es sind schallgedampfte = Maschinen einzusetzen, die der 32. BImSchV entsprechen (Gerate- und
Maschinenlarmschutzverordnung). Dabei sind insbesondere die Einsatzzeiten der Gerate und Maschinen des Anhangs der
Verordnung zu beachten.

V2: Schutz des Grundwassers
Schadstoffe, die eine Beeintrachtigung des Grundwassers und des Bodenwasserhaushalts herbeifihren kénnen, z.B.
Betriebsstoffe fiir die eingesetzten Baumaschinen, sind sachgemaf zu verwenden und zu lagern.

V3: Schutz des Bodens

Die zu erwartende Flachenneuversiegelung ist generell auf ein Minimum zu reduzieren. Bei jeglichen Schachtungs- und
anderen Bodenarbeiten sowie bei Befahren mit Arbeitsmaschinen sind Malinahmen des Bodenschutzes zu ergreifen.
Besonders zu beachten ist der Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB). Der nutzbare Zustand des bei Bauarbeiten
abgetragenen Mutterbodens ist zu erhalten und der Boden vor Verdichtung zu schiitzen. Anfallender Bodenaushub ist auf dem
Grundstick zu belassen und mdglichst wieder zu verwerten. Sollte eine Verwendung nicht mdglich sein, so ist der Boden
gemal den Grundpflichten nach Kreislaufwirtschaftsgesetz einer stofflichen Verwertung zuzufihren.

Die Beeintrachtigung auch des nicht verlagerten Bodens ist zu vermeiden bzw. zu minimieren. Die DIN-Vorschriften 18 300
,Erdarbeiten sowie DIN 18 915 ,Bodenarbeiten” sind einzuhalten. Zur Vermeidung von Bodenbelastungen durch die Lagerung
von Bau- und Betriebsstoffen sind geeignete Vorkehrungen, wie Auslegung von Folienbdden und Abdeckung mit Folien, zu
treffen.

Baubedingte Belastungen des Bodens, z.B. solche, die durch Verdichtung oder Durchmischung von Boden mit Fremdstoffen
entstehen, sind auf das notwendige Mal} zu beschréanken und nach Abschluss der BaumafRnahmen zu beseitigen.

Ausgehobener Boden ist vor dem Wiedereinbau auf seine Wiederverwendbarkeit zu prifen. Entsprechend ist die DIN 19 731
,verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

V4: Vermeidung von unnétiger Versiegelung
Zum Schutz der Bodenfunktionen sind unnétige Versiegelungen zu vermeiden. Zur Oberflachenbefestigung von Stralen-,
Wegen und Stellplatzen sind versickerungsfahige Belage/Materialien zu verwenden.

V5: Schutz vorhandener Vegetationsbestande

Wahrend der Bauphase sind die zu erhaltenden Vegetationsbestande so zu schitzen, dass eine Beschadigung ausgeschlossen
werden kann. Eine mogliche Gefahrdung der Vegetation muss durch entsprechende SchutzmalRnahmen auf ein Mindestmal}
herabgesetzt werden. Hierzu ist die DIN 18 920 ,Schutz von Baumen, Pflanzenbestidnden und Vegetationsflachen bei
Baumalinahmen® unbedingt zu beachten.

V6: Schutz von Kultur- und Sachgutern

Das Plangebiet liegt in einem archaologischen Relevanzgebiet (mittelalterliche Siedlungsspuren und steinzeitliche Graber). Es
ist mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass sich auf dem Flurstick archaologische Kulturdenkmale
(Bodendenkmale) befinden, die nach § 2 SachsDSchG Gegenstand des Denkmalschutzes sind. Bei etwaigen Bodeneingriffen
(Erschliefungsarbeiten und sonstige Erdarbeiten) kénnen archaologische Belange betroffen sein und sich archaologisch
begriindete Auflagen ergeben.

Sollten bei BaumalRnahmen Funde zu Tage treten, von denen anzunehmen ist, dass es sich um Kulturdenkmale handelt, sind
diese entsprechend § 20 SachsDSchG durch den Finder, Verfligungsberechtigten oder den Leiter der Arbeiten unverziglich
gegenuber der zustandigen Denkmalschutzbehdrde anzuzeigen und die Bauarbeiten bis zur Freigabe durch die zustandige
Behorde einzustellen.

V7: Bauzeitenregelung

Die Arbeiten sind zur Vermeidung baubedingter Stérungen durch Larm- bzw. Lichtimmissionen von sich in der Umgebung
befindenden schutzbedirftigen Wohnungen und geschitzten, dammerungs- und nachtaktiven Tierarten (z.B. Fledermausarten
u.a.) auf die Tageszeit von 07:00 Uhr bis 20:00 Uhr zu begrenzen.

Rechtsgrundlagen

BauGB (2020): Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1728) geandert worden ist.

BauNVO (2017): Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786).

BBodSchG (2017): Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Méarz 1998 (BGBI. | S. 502), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung
vom 27. September 2017 (BGBI. | S. 3465) geandert worden ist.

BBodSchV (2020): Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999 (BGBI. | S. 1554), die zuletzt durch Artikel 126 der
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist.

BImSchG (2020): Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), das zuletzt
durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist.

BNatSchG (2020): Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Marz
2020 (BGBI. | S. 440) geandert worden ist.

PlanZV (2017): Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und Darstellung des Planinhaltes - Planzeichenverordnung vom
18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 |1 S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057) geandert worden
ist.

ROG (2020): Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch Artikel 159 der Verordnung vom 19. Juni
2020 (BGBI. I S. 1328) geandert worden ist.

SachsBO (2018): Sachsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SachsGVBI. S. 186), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706) geandert worden ist.

SachsDSchG (2019): Sachsisches Denkmalschutzgesetz vom 3. Marz 1993 (SachsGVBI. S. 229), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 2. August 2019 (SachsGVBI. S. 644) geandert worden ist.

SachsKrWBodSchG (2019): Gesetz uber die Kreislaufwirtschaft und den Bodenschutz im Freistaat Sachsen (Sachsisches

Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz) erlassen als Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung des Sachsischen Abfall- und
Bodenschutzrechtes Vom 22. Februar 2019.

SachsLPIG (2018): Landesplanungsgesetz vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706).

SachsNatSchG (2018): Sachsisches Naturschutzgesetz vom 6. Juni 2013 (SachsGVBI. S. 451), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 14. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 782) geandert worden ist.

SachsNRG (2008): Sachsisches Nachbarrechtsgesetz vom 11. November 1997 (ScasGVBI. S. 582), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 940) geandert worden ist.

UVPG (2020): Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94),
das zuletzt durch Artikel 117 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geandert worden ist.

VwVSachsBO (2019): Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums des Innern zur Sachsischen Bauordnung vom 18. Marz
2005 (SachsABI. SDr. S. S 59, SachsABI. S. 363), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 9. Mai 2019 (SachsABI. S. 782)
geandert worden ist, zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 27. November 2019 (SachsABI. SDr. S. S 339).

WHG (2020): Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020
(BGBI. I S. 1408) geandert worden ist.
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Ubersichtsplan
Malstab 1 : 5.000

: Plangebiet

Plangrundlagen

GeoSN, dl-de/by-2-0 Stand: 26.06.2020

Jede weitere Vervielfaltigung, Verwendung fur sonstige Zwecke oder Weitergabe an
sonstige Dritte ist unzulassig.

planaufstellende Kommune

Gemeinde Lobnitz

Parkstral3e 15, 04509 Lobnitz
fon (03 42 08) 7 89-20 fax (03 42 08) 7 89-29

Entwurfsverfasser buroknoblich

B [ ANDSCHAFTSARCHITEKTEN

Landschaftsarchitekten BDLA/IFLA
Zur Mulde 25, 04838 Zschepplin
fon (0 34 23) 7 58 60-0 fax (0 34 23) 7 58 60-59

Hohenbezug: DHHN 2016
Gemeinde: Lobnitz
Flurstiick: 63/3

Lagebezug: ETRS89.UTM-33N
Landkreis: Nordsachsen

Gemarkung: Lobnitz Flur 3

Datum | Name |Unterschrift

Gezei.| 29.06.20 | Rus Bebauungsplan Nr. 19

"Wohnen am Zschernegraben Lobnitz

Bearb. 28.09.20 | Rus

Gepr. | 28.09.20 |Kno Vorentwurf
Projektnr.: 20-083 Plan-Name: 20-083 Lobnitz VE_VE.pdf| MaBstab Blatt 1
Phase: Vorentwurf Plan-MaBe: 780 mm x 522,61 mm 1:500 1BI.




	Pläne und Ansichten
	VE


